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Vorwort und Benutzungshinweise 

Die Sammlung „Entscheidungen in Kirchensachen seit 1946“ (KirchE) 
veröffentlicht Judikatur aus allen Zweigen der Rechtsprechung zum 
Verhältnis von Kirche und Staat und zu weiteren Problemkreisen, die 
durch die Relevanz religiöser Belange gekennzeichnet sind. Bis zum 
Jg. 38 (2000) wurden nur Entscheidungen deutscher staatlicher Gerichte 
aufgenommen. Die steigende Bedeutung religionsrechtlich relevanter 
Fragen in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte (EGMR) und des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) macht 
es unerlässlich, auch deren Judikatur zu berücksichtigen. Dabei werden 
vornehmlich solche Entscheidungen ausgewählt, die aus Verfahren in 
Deutschland hervorgegangen oder sonst von grundsätzlicher Bedeutung 
sind. Die Veröffentlichung erfolgt in einer Amtssprache oder amtlichen 
Übersetzung, die der Gerichtshof für die amtliche Ausgabe der jeweiligen 
Entscheidung verwendet hat. Ebenso bleibt die von der deutschen Praxis 
abweichende Form der Entscheidungen und der Abkürzungen gewahrt. 
Die in der Zeit von 1965 bis 2001 ergangenen Entscheidungen des EGMR 
und EuGH zu religionsrechtlichen Fragen sind in einem Sonderband 42 
KirchE-EU (2007) dokumentiert.  
In Fußnote 1 finden sich neben Quellenangaben auch Hinweise auf den 

Fortgang des Verfahrens (Rechtsmittel, Rechtskraft). Etwaige weitere 
Entscheidungen aus dem Rechtsmittelzug werden, soweit sie wesentliche 
Ausführungen zu religionsrechtlichen Fragen etc. enthalten, in späteren 
Bänden von KirchE abgedruckt. Die Kennzeichnung einer Entscheidung 
als nicht veröffentlicht (n.v.) bezieht sich nur auf Entscheidungssamm-
lungen und Zeitschriften; eine Zugriffsmöglichkeit in Datenbanken (z.B. 
JURIS) wird nicht nachgewiesen. 
Entscheidungen zum Asylrecht und Sonn- und Feiertagsrecht, in de-

nen religiöse Aspekte relevant sind, werden aus Raumgründen in der 
Regel nur mit einem Urteil etc. im Volltext dokumentiert; weitere ein-
schlägige Entscheidungen im Veröffentlichungszeitraum sind dort in der 
Fußnote 1 nachgewiesen. Dasselbe gilt für Entscheidungen aus dem Ar-
beitsrecht, die - wie beispielsweise auf dem Gebiet der Eingruppierung 
von Dienstkräften - nur am Rande kirchentypische Merkmale aufweisen. 
Die Herausgeber haben die Sammlung als Judikatur-Archiv konzi-

piert. Für die Aufnahme einer Entscheidung ist maßgebend, ob der Ver-
fahrensgegenstand und die religionsrechtlichen Erwägungen für Wissen-
schaft und Praxis von Interesse sind. Deshalb wurden zum Teil auch in-
stanzgerichtliche Judikate und Entscheidungen berücksichtigt, die im 
weiteren Verlauf des Verfahrens keinen Bestand hatten. Angesichts die-
ses breiten Themenkatalogs kann eine Vollständigkeit dieser Sammlung 
nur angestrebt werden, wenn man eine gewisse zeitliche Distanz in Kauf 
nimmt. 



VI Vorwort und Benutzungshinweise  

 

Soweit die als amtlich gekennzeichneten Leitsätze der Gerichte ver-
wendet wurden, ist dies vermerkt. Im Übrigen wurden die Leitsätze 
möglichst am religionsrechtlich relevanten Inhalt der Entscheidung ori-
entiert. Dasselbe gilt für die von den Herausgebern gefasste Sachver-
haltsschilderung, für die Prozessgeschichte und die Entscheidungsgrün-
de. Der zum Teil unterschiedliche Zitier- und Abkürzungsmodus ist nur 
angeglichen, wo Verwechslungen in Betracht kommen. Eine in der amtli-
chen Fassung benutzte Randbezifferung ist in den Entscheidungsgrün-
den (kursiv und in eckigen Klammern) berücksichtigt. Das Abkürzungs-
verzeichnis wurde im Wesentlichen auf Publikationsorgane und Zeit-
schriften beschränkt. Zur Auflösung von weiteren juristischen Abkür-
zungen wird auf Kirchner, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 
6. Aufl., Berlin 2008, verwiesen. Soweit in den Urteilen etc. auf andere 
Entscheidungen, die auch in KirchE abgedruckt sind, Bezug genommen 
wird, ist die Fundstelle durch einen Quellenzusatz nachgewiesen.  
Über die in den Bänden 1-25 erschienene Judikatur informiert zusätz-

lich ein im Jahr 1993 erschienener Registerband. 
Zugänge zur Judikatur kirchlicher Gerichte, die in dieser Sammlung 

schon aus Raumgründen nicht berücksichtigt werden kann, eröffnen die 
Rechtsprechungsbeilage zum Amtsblatt der EKD (jeweils Beilage zu Heft 
4 eines Jahrganges) und die kirchenrechtlichen Fachzeitschriften, insbe-
sondere das „Archiv für katholisches Kirchenrecht“, „Kirche und Recht“ 
und die „Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht“. Die Spruchpraxis 
arbeitsrechtlicher Schiedsstellen und Arbeitsgerichtshöfe im Bereich der 
Katholischen Kirche ist u. a. aus der Zeitschrift „Die Mitarbeitervertre-
tung“ ersichtlich. 
Seit seiner Gründung (1963) erscheint das Werk in Zusammenarbeit 

mit dem Institut für Kirchenrecht und rheinische Kirchenrechtsge-
schichte der Universität zu Köln und wird dort auch redaktionell be-
treut. Unter denen, die die Arbeiten am vorliegenden Band der Ent-
scheidungssammlung durch ihre Mitwirkung gefördert haben, seien na-
mentlich genannt Dipl.-Bibliothekar Christian Meyer und stud. iur. Na-
thalie Gillen, Jennifer Kahn, Natalie Kahn, Linda Krewerth, Julia Palm, 
Kerstin Sieberns und Arne Wessel. 
Den Benutzern der Sammlung schulden die Herausgeber herzlichen 

Dank für Hinweise und die Zusendung bisher unveröffentlichter Ent-
scheidungen; sie werden diese Mithilfe auch weiterhin zu schätzen wis-
sen. 
 

Köln, im Frühjahr 2009 Stefan Muckel Manfred Baldus 
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 Zusammenlegung von Bekenntnisschulen  1 

 

1 

1. Auch zwei Bekenntnisschulen gleichen Bekenntnisses (hier 
Kath. Grundschulen), die beide jahrgangsweise gegliedert sind, 
können bei Vorliegen eines Bedürfnisses im Sinne von § 106 Abs. 1 
Nds.SchulG zusammengelegt werden. 
2. Bei einer solchen Zusammenlegung ist eine Zustimmung der 

Erziehungsberechtigten der Schüler/innen nicht erforderlich. Es 
genügt die Ermittlung und Berücksichtigung von deren Interessen. 
3. Auch die Zusammenlegung zweier jahrgangsweise einzügig ge-

gliederter Schulen kann zur Bildung einer besser gegliederten 
Schule führen. 

Art./§§ 6 GG, 106, 129, 135 Nds.SchulG 
VG Oldenburg, Beschluss vom 6. Juli 2004 - 5 B 2063/041 - 

Die Antragsteller wenden sich im Wege des vorläufigen Rechtsschut-
zes gegen die Allgemeinverfügung der Antragsgegnerin vom 14.5.2004, 
mit der die Antragsgegnerin die Zusammenlegung der Katholischen 
Grundschulen I. und H. ab dem Schuljahr 2005/2006 und den Aufnah-
mestopp für neue Schüler in der katholischen Grundschule I. ab dem 
Schuljahr 2004/2005 verfügt hat. Mit gleicher Verfügung hat die An-
tragsgegnerin die sofortige Vollziehung des Verwaltungsaktes in Aus-
führung des Beschlusses des Rates vom 10.5.2004 angeordnet.  

Das Begehren der Antragsteller, die aufschiebende Wirkung ihrer Wi-
dersprüche gegen die Verfügung wiederherzustellen, wurde zurückge-
wiesen. 

Aus den Gründen: 

[2] Die nach § 80 Abs. 5 VwGO zu beurteilenden Anträge bleiben ohne 
Erfolg.  
[3] Dabei ist grundsätzlich zunächst die Antragsbefugnis der Erzie-

hungsberechtigten von Schülern oder Schülerinnen, die eine von Zu-
sammenlegung oder Auflösung betroffene Schule besuchen, mit Blick auf 
die in Art. 6 GG grundrechtlich gesicherten subjektiven Rechtspositio-
nen, sogenanntes Erziehungsrecht der Eltern, zu bejahen (vgl. Woltering/ 
Bret, Nds.SchulG, 4. Aufl., § 106 Rn. 2, 3; Seyderheim/Narre/Brockmann, 
Nds.SchulG, § 106 Anm. 9). Vor diesem Hintergrund hat die Kammer 
erhebliche Zweifel an der Antragsbefugnis der Antragsteller zu 61-79. 

                                                           
1 Amtl. Leitsätze. Die Beschwerde wurde zurückgewiesen; OVG Niedersachsen, 

Beschluss vom 16.8.2004 - 13 ME 325/04 - n.v. 
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Die Kinder dieser Antragsteller besuchen die 3. bzw. 4. Klasse der Ka-
tholischen Grundschule I. und werden im Zeitpunkt der Zusammenle-
gung mit der Katholischen Grundschule H. ab dem Schuljahr 2005/2006 
aller Voraussicht nach ihre Grundschullaufbahn beendet haben und 
mithin von der Zusammenlegung in keiner Weise mehr betroffen sein. 
Soweit der Prozessbevollmächtigte der Antragsteller hiergegen einwen-
det, dass eine Betroffenheit sich aus einer möglicherweise notwendigen 
Klassenwiederholung ergeben könnte, sind konkrete Anhaltspunkte da-
für, dass dies Kinder der Antragsteller betreffen könnte, weder vorge-
tragen noch ersichtlich. Soweit die Antragsteller zu 66 und 67 sowie zu 
76 und 77 vortragen, sie hätten weitere Kinder, die in den Schuljahren 
2004/2005 und 2005/2006 schulpflichtig würden, hat das Gericht eben-
falls erhebliche Zweifel an deren Antragsbefugnis, da im jetzigen Ent-
scheidungszeitpunkt in keiner Weise gesichert ist, ob diese Kinder im 
genannten Zeitpunkt neben der Schulpflichtigkeit auch schulfähig sein 
werden und ob die Erziehungsberechtigten dann noch geneigt sein wer-
den, die Kinder in der katholischen Grundschule I. einzuschulen. Von 
einer Antragsbefugnis ist nach Auffassung der Kammer daher nur im 
Bezug auf solche Erziehungsberechtigten von Schülern oder Schülerin-
nen auszugehen, die derzeit die von der Zusammenlegung betroffene 
Schule besuchen und diese auch im Zeitpunkt der Zusammenlegung 
noch besuchen werden. Letztlich kann die Frage der Antragsbefugnis je-
doch dahingestellt bleiben, da die angefochtene Entscheidung der An-
tragsgegnerin aller Voraussicht nach rechtmäßig ist und die Antragstel-
ler in ihren Rechten nicht beeinträchtigt, wie nachfolgend dargelegt 
werden wird.  
[5] Die Anträge auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes sind unbe-

gründet.  
[6] Ein Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ei-

nes Widerspruchs oder einer Anfechtungsklage ist in materieller Hin-
sicht begründet, wenn das Interesse der Antragsteller an der vorläufigen 
Aussetzung der Vollziehung eines belastenden Bescheides das Interesse 
der Allgemeinheit an der sofortigen Durchsetzung des Verwaltungsaktes 
überwiegt. Bei der Interessenabwägung sind mit der im vorläufigen 
Rechtsschutzverfahren gebotenen Zurückhaltung auch die Erfolgsaus-
sichten des Rechtsbehelfs zu berücksichtigen. Erweist sich der angegrif-
fene Verwaltungsakt bei der im vorläufigen Rechtsschutzverfahren gebo-
tenen, aber auch ausreichenden summarischen Prüfung der Sach- und 
Rechtslage als offensichtlich rechtswidrig, so überwiegt in der Regel das 
Aussetzungsinteresse der Antragsteller. Umgekehrt geht die Interessen-
abwägung zu Ungunsten der Antragsteller aus, wenn die für sofort voll-
ziehbar erklärte Verfügung offensichtlich rechtmäßig ist. Unter Zugrun-
delegung dieser Maßstäbe geht die Interessenabwägung im vorliegenden 
Fall zu Lasten der Antragsteller aus, weil die angegriffene Verfügung 
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der Antragsgegnerin nach der sich dem Gericht derzeit darbietenden 
Sach- und Rechtslage aller Voraussicht nach rechtmäßig ist.  
[7] Rechtlicher Ausgangspunkt des hier angegriffenen Zusammenle-

gungsbeschlusses ist § 106 Abs. 1 Satz 1 iVm § 135 Abs. 2 Satz 1 des 
Niedersächsischen Schulgesetzes - Nds.SchulG - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3.3.1998 (Nds. GVBl. S. 137), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 29.4.2004 (Nds. GVBl. S. 140). Nach § 106 Abs. 1 Satz 1 
Nds.SchulG sind Schulträger u.a. verpflichtet, Schulen nach Maßgabe 
des Bedürfnisses zusammenzulegen. Das Tatbestandsmerkmal „Bedürf-
nis“ ist ein sogenannter unbestimmter Rechtsbegriff, welcher der Behör-
de grundsätzlich keinen Beurteilungsspielraum bietet, sondern vielmehr 
im Einzelfall gerichtlich voll nachprüfbar ist (vgl. Seyderheim/Nagel/ 
Brockmann, Nds.SchulG, § 106 Anm. 4). Den Begriff des „Bedürfnisses“ 
definiert das Gesetz nicht. Maßgeblich dürfte aber der objektive Bedarf 
sein, wie ihn die Schulbehörde feststellt (vgl. Seyderheim/Nagel/Brock-
mann, aaO; Woltering/Bräth, Nds.SchulG, Kommentar, 3. Aufl. 1996, 
§ 106 Rn. 14). Anhaltspunkte für die Frage, ob ein solches Bedürfnis vor-
liegt, bietet § 106 Abs. 3 Nds.SchulG, worin der Gesetzgeber der Schul-
behörde und dem Schulträger die Berücksichtigung 1.) der Entwicklung 
der Schülerzahl, 2.) des zu ermittelnden Interesses der Erziehungsbe-
rechtigten sowie 3.) der Ziele des Schulentwicklungsplans vorgibt, wobei 
diese Aufzählung jedoch nicht meint, dass alle drei Erfordernisse kumu-
lativ erfüllt sein müssen (vgl. Seyderheim/Nagel/Brockmann, Nds.SchulG, 
§ 106 Anm. 4).  
[8] Diesen Anforderungen genügt die Entscheidung der Antragsgegne-

rin aller Voraussicht nach. Insbesondere hat sie sich auch mit der Schul-
behörde ins Benehmen gesetzt (§ 106 Abs. 1 Nds.SchulG). Die entspre-
chende Genehmigung der Bezirksregierung vom 6.5.2004 liegt vor. Auch 
die Schülerzahlenentwicklung an maßgeblicher Stelle ist berücksichtigt. 
Soweit die Antragsteller der Auffassung sind, die Schülerzahlen für die 
Katholische Grundschule I. sei steigend und der Bestand sei gemessen 
an der Zahl der in den anliegenden Kirchengemeinden getauften katho-
lischen Kinder auch auf die nächsten Jahre hinaus gesichert, kann dem 
nicht gefolgt werden. Die Antragsgegnerin hat vielmehr schlüssig an-
hand der Schulstatistiken dargelegt, dass die Zahl der Schüler an der 
Kath. Grundschule I. kontinuierlich abnimmt, nämlich von 92 Schulkin-
dern 1999/2000 bis zu 77 Schulkindern im Schuljahr 2003/2004. Die An-
tragsgegnerin hat insoweit auch nachvollziehbar darauf hingewiesen, 
dass die Anzahl der getauften Kinder in den Kirchengemeinden nichts 
über die später erfolgenden tatsächlichen Schulanmeldungen aussagen 
kann, sondern - erfahrungsgemäß - von einer Anteilsquote von bis 60 % 
auszugehen sei. Insofern haben auch die Antragsteller selbst vorgetra-
gen, dass viele Eltern schon aufgrund der weiteren Schulwege von der 
Einschulung in eine katholische Grundschule Abstand nehmen. Zudem 
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spricht für die Auffassung der Antragsgegnerin, dass an der Kath. 
Grundschule I. für das Schuljahr 2004/2005 lediglich 7 katholische Schü-
ler/Schülerinnen angemeldet wurden. Aus welchen Gründen lediglich ei-
ne so geringe Anzahl von Erstklässlern in der Kath. Grundschule I. an-
gemeldet wurden, ist für die tatsächliche Entwicklung der Schülerzahlen 
und die entsprechende Beurteilung letztlich ohne Belang. Jedenfalls 
vermag bereits diese, gemessen an üblichen Klassenfrequentierungen 
niedrige Zahl ein Handlungsbedürfnis zu begründen.  
[9] Neben den Schülerentwicklungszahlen hat die Antragsgegnerin 

auch in nicht zu beanstandender Weise als wesentliches Argument für 
eine Zusammenlegung die zu erwartende Kostenersparnis ins Feld ge-
führt. Die Antragsgegnerin hat insoweit nachvollziehbar im Einzelnen 
dargelegt, dass bereits bei Verzicht auf die Neuaufnahme von Schülern 
im Schuljahr 2004/2005 eine Kostenersparnis eintreten werde und diese 
dann bei der Zusammenlegung der Schulen auf ein Erhebliches anwach-
sen werde, wobei die Antragsgegnerin die Ersparnis von Landesmitteln 
nur am Rande einbezogen hat, obgleich auch diese hier eine erhebliche 
Rolle spielen dürfte. Auch wenn die Antragsteller in diesem Zusammen-
hang die von der Antragsgegnerin vorgelegte Kostenvergleichsrechnung 
in einzelnen Positionen beanstanden, vermag ihre Auffassung nicht 
darüber hinwegzutäuschen, dass aller Voraussicht nach die Schulzu-
sammenlegung zu einer erheblichen Kostenersparnis führen wird.  
[10] Ebenso verfehlt erscheint die Auffassung der Antragsteller, not-

wendige neue Fachunterrichtsräume für die Kath. Grundschule I. könn-
ten in den anderweitig genutzten Räumen des Gebäudes bzw. in nahege-
legenen anderen Gebäuden im Eigentum der Antragsgegnerin gefunden 
werden, so dass auch die Raumsituation keine Zusammenlegung erfor-
dere. Die Antragsgegnerin hat insoweit nachvollziehbar dargetan, dass 
die von den Antragstellern angesprochenen Räumlichkeiten entweder 
nicht zur Verfügung stehen oder nicht geeignet sind. Zudem sei die Her-
stellung von Fachunterrichtsräumen an der Kath. Grundschule H. oh-
nehin erforderlich, so dass dort mit vergleichsweise wenig Mehraufwand 
Schulräume für alle Schüler geschaffen werden könnten. Der weiteren 
Argumentation der Antragsgegnerin, dass im Bereich der Sporterzie-
hung Räumlichkeiten für die Kath. Grundschule I. nicht zur Verfügung 
stünden und diese Schüler deshalb auf städtische Einrichtungen in eini-
ger Entfernung ausweichen müssten, während an der Kath. Grundschu-
le H. alle Sporteinrichtungen vorhanden seien, vermögen sich auch die 
Antragsteller nicht zu verschließen.  
[11] Die Antragsgegnerin ist auch dem Erfordernis des § 106 Abs. 3 

Nr. 2 Nds.SchulG in hinreichender Art und Weise nachgekommen. Sie 
hat die Interessen der Erziehungsberechtigten beider zusammenzule-
gender Schulen in ausreichender Weise ermittelt. Insbesondere hat die 
Antragsgegnerin hier eine Informationsveranstaltung am 24.9.2003 ab-
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gehalten und über ihre Pläne informiert. Die Antragsgegnerin hat auch 
dargetan, dass die Eltern der Kath. Grundschule H. gegen die Zusam-
menlegung keine Einwände formuliert hätten, die Einwände der Erzie-
hungsberechtigten der Kath. Grundschule I. hingegen seien zur Kennt-
nis genommen und auch hinreichend berücksichtigt und abgewogen 
worden. Vor diesem Hintergrund vermag die Behauptung der Antrag-
steller, die Interessen der Eltern und Schüler seien nicht ausreichend 
ermittelt oder berücksichtigt worden, nicht zu überzeugen.  
[12] Soweit die Antragsteller weiter darauf hinweisen, die Antrags-

gegnerin habe entgegen § 106 Abs. 3 Nr. 3 Nds.SchulG die Ziele des 
Schulentwicklungsplans nicht berücksichtigt, hat die Antragsgegnerin 
zutreffend und nachvollziehbar darauf hingewiesen, dass der derzeit be-
stehende Schulentwicklungsplan die gegenwärtige Schulsituation nicht 
mehr in befriedigender Weise widerspiegele. Bei einem Schulentwick-
lungsplan handelt es sich nämlich nach zutreffender Auffassung der An-
tragsgegnerin um ein weiter zu entwickelndes Planungsinstrument. Die 
Antragsgegnerin hat hierzu erläutert, dass aufgrund der derzeitigen er-
heblichen schulrechtlichen Änderungen auf Landesebene, wie z.B. der 
Abschaffung der Orientierungsstufen, eine umfangreiche Überarbeitung 
des Schulentwicklungsplans notwendig sei, welche die Antragsgegnerin 
nach eigenen Angaben derzeit auch vornehme, aber noch nicht abge-
schlossen habe. Dass vor diesem Hintergrund die Ziele der Schulent-
wicklungsplanung in der Stadt Oldenburg erheblichen Änderungen un-
terworfen sein werden und der derzeitige Plan deshalb nicht in der sonst 
gebotenen Weise zugrunde gelegt werden kann, liegt daher auf der Hand 
und bedarf keiner weiteren Erörterung.  
[13] Zudem ist die Antragsgegnerin als Trägerin der Schulentwick-

lungsplanung (§ 26 Abs. 2 Satz 1 Nds.SchulG), die als kreisfreie Stadt 
kein Benehmen mit kreisangehörigen Gemeinden herzustellen hat, und 
für die kein Abstimmungsbedarf mit benachbarten Landkreisen und 
kreisfreien Städten besteht weitgehend frei, die im derzeitigen Schul-
entwicklungsplan enthaltenen planerischen Grundlagen für die Ent-
wicklung des Bildungsangebots parallel zum Zusammenlegungsverfah-
ren oder auch insgesamt materiell fortzuschreiben und den Schulent-
wicklungsplan den Ergebnissen des Zusammenlegungsverfahrens an-
schließend formell anzupassen. Dass eine Zusammenlegung der beiden 
katholischen Grundschulen innerhalb des I. nahen Bereichs der An-
tragsgegnerin die planerischen Zielbestimmungen berühren würde, ist 
hier nicht zu erkennen.  
[14] Insgesamt ist daher nach den in diesem Verfahren gebotenen, 

aber auch ausreichenden summarischen Überprüfung von einem Be-
dürfnis im Sinne von § 106 Abs. 1 Nds.SchulG auszugehen.  
[15] Die Zusammenlegung der beiden Grundschulen verletzt aller Vor-

aussicht nach auch nicht deshalb die subjektiven Rechte der Antragstel-
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ler, weil es sich hier um die Zusammenlegung zweier Bekenntnisschulen 
iSv § 129 Nds.SchulG handelt. Entgegen der Auffassung der Antragstel-
ler verstößt der Zusammenlegungsbeschluss der Antragsgegnerin nicht 
gegen die in § 135 Nds.SchulG formulierten Grundsätze.  
[16] Dabei ist zunächst darauf hinzuweisen, dass nach § 135 Abs. 1 

Nds.SchulG bei Maßnahmen zur Bildung besser gegliederter Schulen auf 
die bekenntnismäßige Zusammensetzung der Schülerschaft Rücksicht zu 
nehmen ist. Die nachfolgenden Regelungen gestalten sodann die Voraus-
setzungen für die Zusammenlegung von Schulen in allen denkbaren 
Kombinationen aus. Im vorliegenden Fall handelt es sich bei der Kath. 
Grundschule I. ebenso wie bei der Kath. Grundschule H. um Schulen im 
Sinne von § 129 Nds.SchulG, d.h. Grundschulen für Schülerinnen und 
Schüler gleichen - hier katholischen - Bekenntnisses. Mithin findet im 
Falle der Zusammenlegung § 135 Abs. 2 Satz 1 Nds.SchulG Anwendung, 
da beide Schulen Bekenntnisschulen gleicher Art (und vor allem auch 
gleichen Bekenntnisses) sind.  
[17] Entgegen der Auffassung der Antragsteller finden hier aller Vor-

aussicht nach die Vorschriften des § 135 Abs. 3 Nds.SchulG keine An-
wendung: Allein in Betracht käme § 135 Abs. 3 Satz 2 Nds.SchulG, da 
beide zusammenzulegenden Schulen jahrgangsweise einzügig gegliedert 
sind. Diese Vorschrift betrifft jedoch lediglich die Zusammenlegung von 
Schulen nach § 129 bzw. § 135 Abs. 2 Satz 2 Nds.SchulG mit anderen 
Schulen. Bereits die Wortwahl des Begriffes „andere Schulen“ weist nach 
Auffassung der Kammer eindeutig darauf hin, dass der Fall einer Zu-
sammenlegung zweier - bekenntnisgleicher - Schulen im Sinne von § 129 
Nds.SchulG nicht gemeint ist. Entsprechend ist auch die Regelung des 
§ 135 Abs. 3 Satz 2 Nds.SchulG dahin zu verstehen, dass hier den Erzie-
hungsberechtigten ein besonderes Beteiligungsrecht eingeräumt werden 
soll, wenn die Ausrichtung einer Schule als Bekenntnisschule an sich be-
troffen ist, weil nach § 135 Abs. 4 Nds.SchulG bei einer Zusammenle-
gung einer Bekenntnisschule mit einer anderen Schule eine Schule für 
Schülerinnen und Schüler aller Bekenntnisse entsteht. Anhaltspunkte 
dafür, dass ein derart weitgehendes Mitspracherecht der Erziehungsbe-
rechtigten der Schülerinnen und Schüler einer von Zusammenlegung be-
troffenen Schule in anderen Fällen gegeben sein soll, sind nicht erkenn-
bar und würden der ausdrücklichen Formulierung des § 135 Abs. 3 
Satz 2 Nds.SchulG auch jeglichen Sinn entziehen. Nichts anderes ergibt 
sich aus den von den Beteiligten erwähnten und der Antragsgegnerin zi-
tierten Vorschriften des Konkordats zwischen dem Heiligen Stuhl und 
dem Land Niedersachsen vom 26.2.1965, welches nach Art. 6 Abs. 1 le-
diglich die Beibehaltung von katholischen Grundschulen gewährleistet 
und damit eine Institutsgarantie darstellt, während Satz 2 der Vor-
schrift die Frage der Schulzusammenlegungen aufgreift und so regelt, 
dass Bekenntnisschulen grundsätzlich nur mit gleichen Schulen zu-
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sammengefasst werden können. Danach ist es ohne weiteres nachvoll-
ziehbar, dass eine Zusammenlegung, die zu einer Bekenntnisänderung 
oder einer Schule für Schulkinder aller Bekenntnisse führt, eines Mit-
spracherechtes der Erziehungsberechtigten bedarf, die Zusammenlegung 
von Schulen gleichen Bekenntnisses jedoch nicht.  
[18] Ebenso wenig ist hier ein Fall des § 135 Abs. 2 Satz 3 Nds.SchulG 

gegeben, da es nicht um eine Zusammenlegung einer Schule nach § 129 
Nds.SchulG mit einer Schule nach § 135 Abs. 2 Satz 2 Nds.SchulG geht. 
Nichts desto trotz weisen die Antragsteller zutreffend darauf hin, dass 
bei einer Zusammenlegung zweier Schulen grundsätzlich auch die Frage 
einer zumutbaren Entfernung für die Schüler zu berücksichtigen ist. Ei-
ne solche Berücksichtigung hat die Antragsgegnerin im Rahmen ihrer 
Bedürfnisprüfung nach § 106 Nds.SchulG auch vorgenommen und ge-
genüber den Antragstellern und dem Gericht nachvollziehbar darge-
stellt. Danach ist voraussichtlich nicht davon auszugehen, dass durch 
die Zusammenlegung der Schulen am Standort H. eine für die - dann 
ehemaligen - Schüler der Kath. Grundschule I. unzumutbare Schulweg-
situation eintreten werde. Die Antragsgegnerin hat insbesondere deut-
lich gemacht, dass sie ihren nach § 114 Nds.SchulG gegebenen Pflichten 
der Schülerbeförderung nachkommen wird. Sie hat dabei vor allem zu-
treffend darauf hingewiesen, dass es sich jeweils um individuelle Beför-
derungsansprüche handelt, die sie im Einzelnen ermitteln und prüfen 
wird, um darüber - auch anhand der durch die Rechtsprechung ausge-
prägten Kriterien der zumutbaren Schülerbeförderung - zu entscheiden. 
Dabei wird die Antragsgegnerin auch zu prüfen haben, ob eine Beförde-
rung mit dem öffentlichen Personennahverkehr hinsichtlich der Beförde-
rungszeiten und des Alters des jeweiligen Schulkindes möglich und zu-
mutbar ist oder ob eine individuelle Schülerbeförderung oder auch ein 
Schulbus sinnvoller oder auch allein rechtlich zulässig sein wird. Eine 
grundsätzliche Unzumutbarkeit der zu bewältigenden Schulwege ist ins-
gesamt jedoch nicht ersichtlich. Die Antragsgegnerin hat insoweit nach-
vollziehbar dargelegt, dass sich der Schulweg für einzelne Schüler um 
maximal 2 km verlängern könnte, wobei dies durch die Wahl der Katho-
lischen Grundschule K. in Einzelfällen auf 650 m Schulwegverlängerung 
reduziert werden könnte. Dass an die Schüler hinsichtlich der Zumut-
barkeit des Schulweges bei der Wahl einer sog. Bekenntnisschule im 
Sinne von § 129 Nds.SchulG grundsätzlich andere Anforderungen zu 
stellen sind, als bei der Wahl der zuständigen und nächstgelegenen 
Grundschule für Schülerinnen und Schüler aller Bekenntnisse, stellen 
auch die Antragsteller nicht in Abrede.  
[19] Dem weiteren Argument der Antragsteller, die Kosten dieser not-

wendigen Schülerbeförderung seien nicht in die Wirtschaftlichkeitsrech-
nung bzw. die Berechnung der erzielbaren Ersparnisse bei der Zusam-
menlegung eingeflossen, ist die Antragsgegnerin nachvollziehbar mit 
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dem Hinweis begegnet, dass bislang eine Schülerbeförderung von ihr 
überhaupt nicht zu tragen war, da diese von der Katholischen Kirche 
übernommen worden sei. Diese Beförderung falle aber zukünftig ohne-
hin weg, so dass Schülerbeförderungskosten in beiden Fällen gleicher-
maßen von der Antragsgegnerin zu tragen seien und zudem im Einzel-
nen noch ermittelt werden müssten.  
[20] Schließlich ist auch die Frage zu bejahen, ob es sich bei der ge-

planten Zusammenlegung um eine Maßnahme zur Bildung einer besser 
gegliederten Schule iSv § 135 Abs. 1 Nds.SchulG handelt. Dabei geht die 
Kammer im Einklang mit dem VG Osnabrück (Urteil vom 16.6.1999 - 
3 A 3/99 - Nds.VBl. 2000 S. 96, KirchE 1999, 199) davon aus, dass die 
Gliederung einer Schule zwar als ein Effizienz und Leistungsfähigkeit 
dieser Schule maßgeblich mitbestimmender Faktor gilt, diese Entwick-
lung nach Erreichen einer einzügigen jahrgangsweisen Gliederung einer 
Schule jedoch nicht abgeschlossen ist. Vielmehr dürfte eine zwar jahr-
gangsweise jedoch durchweg schwach einzügig gegliederte Schule einem 
gesetzlichen Idealbild einer Schule nicht entsprechen. So kann eine Ver-
besserung der Gliederung einer Schule auch dadurch eintreten, dass die-
se mehrzügig ausgestaltet wird. Einerseits wird hierdurch eine Verstär-
kung des Lehrkörpers erreicht, die zugleich eine bessere Unterrichtsaus-
lastung verspricht und im Falle von Erkrankungen oder anderen Abwe-
senheiten gesicherte Vertretungsleistungen gewährleistet, auch wird so 
eine bessere Ausnutzung von Fachunterrichtsräumen und Sportanlagen 
erreicht werden. Nicht zuletzt fördern mehrzügig geführte Schulen eine 
verbesserte Kommunikation der Schüler gleicher Jahrgangsstufen un-
tereinander und erleichtern die Durchsetzung der im Nds. Schulgesetz 
vorgesehenen Vorschriften wie z.B. der Ordnungsmaßnahme der Verset-
zung in eine Parallelklasse nach § 61 Abs. 3 Nr. 1 Nds.SchulG oder auch 
die Zielsetzungen der verlässlichen Grundschule (dazu Mitteilung des 
MK vom 12.3.1999 - SVBl. 1999 S. 134). Der hier vertretenen Auffassung 
der Kammer steht auch nicht die historische Entwicklung des § 135 
Nds.SchulG entgegen, wie das VG Osnabrück in seinem Urteil vom 
16.6.1999 (aaO), welches den Beteiligten bekannt ist, im Einzelnen aus-
geführt hat. Auf diese Ausführungen nimmt das Gericht insoweit Bezug. 
Die im Beschluss des Nds. Oberverwaltungsgerichts vom 26.6.2001 ge-
wählte offene Formulierung stellt die hier vertretene Auffassung nach 
Ansicht der Kammer nicht in Frage. Es ist daher davon auszugehen, dass 
die Schulzusammenlegung auch den Vorschriften des § 135 Nds.SchulG, 
nämlich hier § 135 Abs. 1 iVm Abs. 2 Satz 1 Nds.SchulG entspricht.  

 
 



 Verrechnung von Sonderausgaben wie Kirchensteuer  9 

 

2 

Die als Sonderausgaben berücksichtigte Kirchensteuer ist - ggf. 
nachträglich - zu kürzen, soweit sie in einem späteren Veranla-
gungszeitraum erstattet wird und im Jahr der Erstattung nicht mit 
gezahlter Kirchensteuer verrechnet werden kann. 

§§ 10 Abs. 1, 11 EStG, 175 Abs. 1 AO 
BFH, Urteil vom 7. Juli 2004 - XI R 10/041 - 

I. Die zusammenveranlagten Kläger und Revisionsbeklagten sind kir-
chensteuerpflichtig. In ihrer Einkommensteuererklärung für 1999 mach-
ten sie gezahlte Kirchensteuer in Höhe von insgesamt 1.914 DM als 
Sonderausgaben geltend. Dieser Betrag setzte sich zusammen aus einer 
Kirchensteuernachzahlung für 1997, Kirchensteuervorauszahlungen und 
einbehaltener Kirchenlohnsteuer. Der Beklagte (Finanzamt) berücksich-
tigte die Kirchensteuerzahlungen antragsgemäß als Sonderausgaben.  

Der Einkommensteuerbescheid 1999 wurde bestandskräftig. Er führte 
zu einer Erstattung von Kirchensteuer in Höhe von 1.258,65 DM, die im 
Jahr 2001 an die Kläger ausbezahlt wurde. Das Finanzamt verrechnete 
die Erstattung bei der Einkommensteuerveranlagung für 2001 mit der 
im Veranlagungszeitraum 2001 gezahlten Kirchensteuer in Höhe von 
1.024 DM. Da der Erstattungsbetrag die gezahlte Kirchensteuer über-
stieg, erließ es für das Streitjahr 1999 einen nach § 175 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 AO geänderten Einkommensteuerbescheid, in dem es die bisher als 
Sonderausgaben anerkannten Kirchensteuern um 234 DM verringerte.  

Die hiergegen gerichtete Klage hatte erstinstanzlich Erfolg (Nieder-
sächsisches Finanzgericht, Urteil vom 4.12.2003 - 16 K 305/03 - EFG 
2004, 1424). Erstattete Kirchensteuern seien nach der Rechtsprechung 
des BFH mit der im Jahr der Erstattung gezahlten Kirchensteuer zu 
verrechnen. Dies gelte nur dann nicht, wenn Kirchensteuern im Jahr der 
Verausgabung mangels Kirchenmitgliedschaft rechtsgrundlos gezahlt 
worden seien (BFH-Urteil vom 26.6.1996 - X R 73/94 - BFHE 181, 144, 
BStBl. II 1996, 646, KirchE 34, 215) oder willkürliche, die voraussichtli-
che Kirchensteuerschuld weit übersteigende Zahlungen geleistet worden 
seien (BFH-Urteil vom 25.1.1963 - VI 69/61 U - BFHE 76, 384, BStBl. III 
1963, 141). Keiner dieser Ausnahmefälle liege hier vor. Einer weiterge-
henden Rückbeziehung stünden der Gesetzeswortlaut und das Prinzip 
der Abschnittsbesteuerung entgegen.  

                                                           
1 Amtl. Leitsatz. BFHE 207, 28; BB 2004, 2398 (LS); BFH/NV 2004, 1687; BFH-

PR 2005, 4; BFHReport 2004, 1193; BStBl. II 2004, 1058; DB 2004, 2350; DStRE 
2004, 1350; EStB 2004, 476 (LS); FR 2004, 1341; HFR 2004, 1199; Information 
StW 2004, 885; NJW 2004, 3656 (LS); sj 2004, Nr. 25, 8 (LS); StE 2004, 683 (LS); 
StuB 2005, 186 (LS); ZSteuR 2000, 537. 
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Mit seiner Revision rügt das Finanzamt unrichtige Anwendung des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG. Das Urteil des Finanzgerichts weiche von der 
ständigen Rechtsprechung des BFH ab. Danach sei der Sonderausga-
benabzug des Jahres der Verausgabung um nachträgliche Erstattungen 
zu mindern, sofern im Jahr der Erstattung eine Verrechnung nicht mög-
lich sei. Dabei sei unerheblich, ob die Kirchensteuer ursprünglich mit 
oder ohne Rechtsgrund gezahlt worden sei.  

Die Kläger sind der Auffassung, die vom Finanzamt zitierte Recht-
sprechung erfasse nur Erstattungen solcher Beträge, die ohne Rechts-
grund geleistet worden seien. Die Kläger seien jedoch kirchensteuer-
pflichtig. Die spätere Erstattung von Kirchensteuer sei daher kein nach-
trägliches Ereignis iSd § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO.  

Das Rechtsmittel führte zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und 
Klageabweisung.  

Aus den Gründen: 

[8] II. Die Revision des Finanzamtes ist begründet. Das Urteil des FG 
ist aufzuheben. Die Klage ist abzuweisen (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FGO. 
Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts ist die Erstattung von Kir-
chensteuer, soweit sie im Jahr der Erstattung nicht mit gezahlter Kir-
chensteuer verrechnet werden kann, ein rückwirkendes Ereignis iSd 
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO 1977. Die im Jahr der Erstattung nicht ver-
rechenbaren Rückzahlungen mindern die im Jahr der Zahlung bisher 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG anerkannten Sonderausgaben.  
[9] 1. Der (bestandskräftige) Einkommensteuerbescheid für 1999 war 

zu ändern. Ein Steuerbescheid ist zu erlassen, aufzuheben oder zu ändern, 
soweit ein Ereignis eintritt, das steuerliche Wirkung für die Vergangen-
heit hat (rückwirkendes Ereignis; § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO 1977).  
[10] Die Erstattung von Sonderausgaben iSd § 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG 

ist ein solches rückwirkendes Ereignis. Aus der Verwendung des Beg-
riffs „Aufwendungen“ in § 10 Abs. 1 Satz 1 EStG folgt nach ständiger 
Rechtsprechung des BFH, dass nur solche Ausgaben als Sonderaus-
gaben berücksichtigt werden dürfen, durch die der Steuerpflichtige 
tatsächlich und endgültig wirtschaftlich belastet ist (vgl. BFH-Urteile 
in BFHE 181, 144, BStBl. II 1996, 646, KirchE 34, 215; vom 28.5.1998 
- X R 7/96 - BFHE 186, 521, BStBl. II 1999, 95, mwN; vom 24.4.2002  
- XI R 40/01 - BFHE 199, 167, BStBl. II 2002, 569). An einer endgülti-
gen Belastung fehlt es, wenn Sonderausgaben erstattet werden. Das 
gilt auch, wenn erst nach Ablauf des Veranlagungszeitraums geklärt 
wird, ob Sonderausgaben erstattet werden (BFHE 181, 144, BStBl. II 
1996, 646, KirchE 34, 215).  
[11] Bei jährlich wiederkehrenden Sonderausgaben wie z.B. der Kir-

chensteuer hat der BFH zwar aus Gründen der Praktikabilität und 
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Rechtskontinuität eine Verrechnung erstatteter Sonderausgaben mit 
gleichartigen Sonderausgaben im Jahr der Erstattung im Grundsatz zu-
gelassen. Die Verrechnung erstatteter mit gezahlten Sonderausgaben ist 
aber im Jahr der Zahlung insoweit geboten, als anderenfalls nicht mehr 
zu rechtfertigende Steuervorteile einträten. Das ist beispielsweise der 
Fall, wenn im Erstattungsjahr keine gleichartigen Sonderausgaben an-
gefallen sind (BFHE 181, 144, BStBl. II 1996, 646, KirchE 34, 215). Das-
selbe gilt, wenn im Erstattungsjahr die gezahlten (gleichartigen) Son-
derausgaben niedriger sind als die Erstattung. Auch in diesen Fällen 
fehlt es an einer endgültigen wirtschaftlichen Belastung im Zahlungs-
jahr. Das Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 11.7.2002 
IV C 4 - S 2221 - 191/02 (BStBl. I 2002, 667) enthält insoweit eine zutref-
fende Gesetzesinterpretation (ebenso Söhn, in: Kirchhof/Söhn/Melling-
hoff, Einkommensteuergesetz, § 10 Rn. B 57; Fischer, in: Kirchhof, Ein-
kommensteuergesetz, Kompaktkommentar, 3. Aufl., § 10 Rn. 4). Soweit 
in der Literatur eine andere Auffassung vertreten wird (vgl. z.B. Nolde, 
in: Herrmann/Heuer/Raupach, Einkommensteuer- und Körperschafts-
teuergesetz, Kommentar, § 10 EStG Rn. 22a), ist diese durch neuere 
Rechtsprechung überholt. Zudem wird übersehen, dass die zur Begrün-
dung herangezogenen Entscheidungen (z.B. BFH-Urteil vom 22.11.1974 
- VI R 138/72 - BFHE 114, 346, BStBl. II 1975, 350, mwN) zwar die Ver-
rechnung im Jahr der Erstattung zugelassen, aber nicht zur Behandlung 
von Erstattungsüberhängen Stellung genommen haben.  
[12] Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts lässt sich aus den 

Urteilen des BFH in BFHE 181, 144, BStBl. II 1996, 646, KirchE 34, 215 
und in BFHE 186, 521, BStBl. II 1999, 95 nichts Abweichendes entneh-
men. Zwar lagen diesen Entscheidungen Fälle zugrunde, in denen Son-
derausgaben mangels Kirchensteuer- bzw. Sozialversicherungspflicht er-
stattet wurden. Für die hier allein entscheidende Rechtsfrage, ob „Auf-
wendungen“ iSd § 10 EStG vorliegen, ist der Rechtsgrund für die Er-
stattung aber unerheblich. Der Steuerpflichtige ist in Höhe der Erstat-
tung nicht endgültig wirtschaftlich belastet, unabhängig davon, ob 
Kirchensteuer mangels Kirchensteuerpflicht oder aufgrund einer Her-
absetzung von Einkommensteuer erstattet wird. Auch bei der Ver-
rechnung gezahlter und erstatteter Versicherungsbeiträge im selben 
Steuerabschnitt wird nicht danach unterschieden, ob die Erstattung 
ihren Rechtsgrund in der fehlenden Beitragspflicht oder in einer Bei-
tragsermäßigung hat (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 20.2.1970 - VI R 11/68 
- BFHE 98, 357, BStBl. II 1970, 314; vom 27.2.1970 - VI R 314/67 - 
BFHE 98, 412, BStBl. II 1970, 422).  
[14] § 11 EStG steht der Annahme, dass die Erstattung von Kirchen-

steuer ein rückwirkendes Ereignis ist, nicht entgegen. Diese Vorschrift 
betrifft grundsätzlich nur die zeitliche Zuordnung steuerbarer Einnah-
men bzw. steuerlich abzugsfähiger Aufwendungen (vgl. z.B. Schmidt/ 
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Heinicke, Einkommensteuergesetz, 22. Aufl., § 11 Rn. 3). Die Erstattung 
von Sonderausgaben fällt nicht unter die steuerbaren Einnahmen 
(Schmidt/Heinicke, aaO, § 10 Rn. 8).  
[15] 2. Die Erstattung von Kirchensteuer aufgrund der Erstveranlagung 

zur Einkommensteuer 1999 konnte nicht bereits bei Erlass des ursprüng-
lichen Einkommensteuerbescheides berücksichtigt werden (vgl. zu nach-
träglichem Ereignis z.B. auch BFH-Beschluss des Großen Senats vom 
19.7.1993 GrS 2/92, BFHE 172, 66, BStBl. II 1993, 897, unter C. II. 1. a). 
Im Zeitpunkt der Veranlagung war zwar die Erstattung von Kirchen-
steuer vorhersehbar. Ein Anspruch auf Erstattung bestand vor Erlass 
des Einkommensteuer- und Kirchensteuerbescheides aber noch nicht. 
Auch kann im Umkehrschluss zu § 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG erst die „ge-
zahlte“ Erstattung von Kirchensteuer die „gezahlte“ Kirchensteuer 
mindern.  

3 

1. Auch Beratungsstellen, die die allgemeine Beratung nach § 2 
des Schwangerschaftskonfliktgesetzes (SchKG) erbringen, ohne 
sich an der Schwangerschaftskonfliktberatung zu beteiligen und 
den Beratungsschein auszustellen, haben Anspruch auf öffentliche 
Förderung nach § 4 Abs. 2 SchKG. 
2. Der Fördersatz beträgt wie bei Konfliktberatungsstellen 80 % 

der notwendigen Personal- und Sachkosten. 
3. Geht das in den Beratungsstellen nach §§ 3 und 8 SchKG tätige 

Personal über den Versorgungsschlüssel des § 4 Abs. 1 Satz 1 SchKG 
hinaus, so rechtfertigt dies nur die Ablehnung der Förderung wegen 
fehlender Erforderlichkeit, wenn der Landesgesetzgeber die Krite-
rien für die Auswahl unter den Beratungsstellen festgelegt hat. 

§§ 2-9 SchKG 
BVerwG, Urteil vom 15. Juli 2004 - 3 C 48/031 - 

                                                           
1 Amtl. Leitsätze. BVerwGE 121, 270; Buchholz 436.41 SchKG Nr. 2; DVBl 

2004, 1487; GesR 2005, 47 (LS); KommunalPraxis BY 2004, 423 (LS); NJW 2004, 
3727; ZfL 2004, 110. Das Verfahren wurde unter 11 LC 307/04 Nieders. OVG fort-
geführt und endete durch Prozessvergleich am 23.11.2005. 
Unter denselben amtl. Leitsätzen hat das BVerwG durch Urteil vom 15.7.2004 

(3 C 12/04, 3 C 13/04, 3 C 14/04, KirchE 46, 24) die Revision gegen das Urteil des 
OVG Nordrhein-Westfalen vom 15.7.2003 (KirchE 44, 231) zurückgewiesen. We-
gen der unterschiedlichen Prozessgeschichte u. Quellenlage werden hier beide 
BVerwG-Urteile veröffentlicht. 
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Der Kläger begehrt eine öffentliche Förderung der Personal- und Sach-
kosten seiner Schwangerenberatungsstelle in B. für das Jahr 2001.  

Der Kläger ist eine juristisch selbständige Ortsgruppe des Gesamtver-
eins „Sozialdienst katholischer Frauen“. Seine Beratungsstelle war seit 
dem 1.1.1995 als Schwangerschaftskonfliktberatungsstelle anerkannt 
und wurde bis zum Jahr 2000 staatlich gefördert.  

Unter dem 26.9.2000 wurden die „Bischöflichen Richtlinien für katho-
lische Schwangerschaftsberatungsstellen“ bekannt gegeben, die auszugs-
weise folgenden Inhalt haben:  

„Nach einem jahrelangen Prozess des Ringens um den kirchlichen Beratungs-
dienst im Rahmen der staatlichen Gesetze haben die deutschen Bischöfe, nicht 
zuletzt auf Weisung von Papst Johannes Paul II., entschieden, die Schwanger-
schaftsberatung weiter intensiv fortzusetzen, Beratungsbescheinigungen, die eine 
der Voraussetzungen für straffreie Abtreibungen sind, jedoch nicht mehr auszu-
stellen. (...)  
Für katholische Schwangerschaftsberatungsstellen gelten folgende Richtlinien:  
(...) 
§ 4 Grenzen der Beratung  
Es ist mit dem Schutzkonzept der Beratung nicht vereinbar,  
- Ratsuchende auf Einrichtungen hinzuweisen, die Beratungsbescheinigungen 
ausstellen, die eine der Voraussetzungen für eine straffreie Abtreibung sind,  

- Ratsuchende auf Ärzte, Krankenhäuser oder Einrichtungen hinzuweisen, die 
Schwangerschaftsabbrüche vornehmen,  

- Anträge zur Finanzierung von Schwangerschaftsabbrüchen auszulegen, aus-
zufüllen oder dabei unterstützend mitzuwirken,  

- sich durch Gutachten, Stellungnahmen oder Erteilung von Auskünften an  
einer ärztlichen Indikationsfeststellung oder deren Vorbereitung zu beteiligen.“  

In Ergänzung hierzu gab der Ständige Rat der deutschen Bischofskon-
ferenz mit Beschluss vom 20.11.2000 folgende „authentische Interpreta-
tion zu § 4 erster Spiegelstrich“ der bischöflichen Richtlinien bekannt:  

„- Am Beginn jeder Beratung muss der hilfesuchenden Frau ein klarer Hin-
weis auf die Freiwilligkeit der Inanspruchnahme des Beratungsangebotes 
und auch die Tatsache gegeben werden, dass die katholische Schwanger-
schaftsberatungsstelle keine Bescheinigung nach § 7 SchKG ausstellt. In 
diesem Zusammenhang ist eine Information über andere Beratungsstellen, 
die Schwangerschaftskonfliktberatung im Sinne von §§ 5-7 SchKG durch-
führen, nicht ausgeschlossen.  

  - Innerhalb der Beratung ist eine Weiterleitung der Frau an Einrichtungen, 
die Beratungsbescheinigungen ausstellen, die eine Voraussetzung für die 
straffreie Abtreibung sind, nicht zulässig.“ 

Zum 1.1.2001 widerrief die Beklagte die Anerkennung der Beratungs-
stelle des Klägers als Konfliktberatungsstelle. Den Antrag des Klägers 
auf Förderung für das Jahr 2001 lehnte sie durch Bescheid vom 5.4.2001 
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mit der Begründung ab, die geltenden Förderrichtlinien ließen nur die 
Förderung von Beratungsstellen zu, die als Konfliktberatungsstellen an-
erkannt seien. Hiergegen erhob der Kläger Widerspruch mit der Be-
gründung, dass ein Anspruch auf Förderung von Beratungsstellen, die 
zwar keine Schwangerschaftskonfliktberatung, jedoch die allgemeine 
Schwangerschaftsberatung im Sinne von § 2 des Schwangerschaftskon-
fliktgesetzes - SchKG - durchführten, unmittelbar aus § 4 SchKG folge. 
Die Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom 13.3.2003 zu-
rück und führte darin aus: Für die Förderung auch der allgemeinen 
Beratung sei nach der Richtlinie des Landes über die Gewährung von 
Zuwendungen zum Betrieb von Schwangeren- und Schwangerschafts-
konfliktberatungsstellen vom 15.12.1999 (Nds.MBl 2000, S. 113) eine 
Anerkennung als Konfliktberatungsstelle erforderlich. Der Gesetzge-
ber habe kein doppeltes Beratungsnetz schaffen wollen. Beratungsstel-
len seien nur dann förderungswürdig, wenn sie den Beratungsauftrag 
des Schwangerschaftskonfliktgesetzes in Gänze erfüllten. Außerdem sei 
der Beratungsstelle des Klägers nicht einmal eine vollständige Bera-
tung im Sinne von § 2 SchKG möglich, da keine Informationen darüber 
erteilt würden, wo eine Beratungsbescheinigung ausgestellt werde. Die 
Förderung der Beratungsstelle des Klägers sei auch nicht erforderlich, 
da mit den zehn im Land geförderten Beratungsstellen der katholischen 
Laienorganisation „Donum vitae“ bereits ein plurales Beratungsangebot 
sichergestellt sei.  

Mit der daraufhin erhobenen Klage hat der Kläger einen Förderan-
spruch von mindestens 50 % der entstandenen Personal- und Sachkosten 
seiner Beratungsstelle geltend gemacht. In der mündlichen Verhandlung 
vor dem Verwaltungsgericht hat er diese Kosten mit 91.537,57 DM (= 
46.802,42 €) und sein Klagebegehren mit 23.401,21 € beziffert.  

Das Verwaltungsgericht hat die Klage im Hauptantrag abgewiesen 
und die Beklagte auf den Hilfsantrag hin verpflichtet, über den Förder-
antrag des Klägers unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts 
erneut zu entscheiden.  

Das Nieders. OVG (KirchE 44, 274) hat auf die Berufung der Beklag-
ten das Urteil des Verwaltungsgerichts geändert und die Klage in vollem 
Umfang abgewiesen sowie die Berufung des Klägers zurückgewiesen.  

Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Begehren weiter. Er trägt 
vor, die systematische Auslegung ergebe, dass auch Beratungsstellen 
nach § 3 SchKG, die keine Konfliktberatung anböten, einen Förderan-
spruch aus § 4 Abs. 2 SchKG hätten. Die Pflicht zur Sicherstellung eines 
Angebots wohnortnaher Beratungsstellen sei in § 3 SchKG eigenständig 
geregelt. Auch die historische Auslegung spreche für einen eigenständi-
gen Förderanspruch. Die Benennung von konkreten Schwangerschafts-
konfliktberatungsstellen gehöre nicht zur allgemeinen Beratung nach 
§ 2 SchKG. Welche konkreten Informationen der Beratungsanspruch 
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umfasse, sei in § 2 Abs. 2 SchKG abschließend normiert. Dort sei eine 
solche Hinweispflicht nicht enthalten. Im Übrigen werde in der Bera-
tungsstelle des Klägers auf Befragen selbstverständlich Auskunft über 
in Betracht kommende Konfliktberatungsstellen erteilt.  

Ihr früheres Vorbringen ergänzend, trägt die Beklagte vor, keinesfalls 
bestehe ein Förderanspruch in Höhe von 80 % der Personal- und Sach-
kosten. Der für Konfliktberatungsstellen geltende Förderungsumfang sei 
nicht auf Beratungsstellen übertragbar, die lediglich das Beratungsan-
gebot im Sinne von § 2 SchKG sicherstellten. Er beruhe auf der besonde-
ren Bedeutung der Konfliktberatung, dem Umstand, dass diese nach § 6 
Abs. 4 SchKG unentgeltlich stattzufinden habe sowie den umfassenden 
Anforderungen des Gesetzes an die Ausstattung von Konfliktberatungs-
stellen. Ein etwaiger Anspruch der allgemeinen Beratungsstellen könne 
daher nicht annähernd so hoch sein wie der Förderungsanspruch von 
Konfliktberatungsstellen.  

Der Vertreter des Bundesinteresses beteiligt sich am Verfahren. Er ist 
der Auffassung, das Bundesrecht schreibe zwar nicht vor, dass ein För-
derungsanspruch nur für Beratungsstellen bestehe, die beide Formen 
der Beratung anbieten (sog. kombiniertes Beratungsangebot). Den Län-
dern sei es jedoch im Rahmen des Sicherstellungsauftrags gemäß § 3 
Satz 1 SchKG überlassen, Regelungen über die Zulassung bzw. Aner-
kennung von allgemeinen Beratungsstellen im Sinne von § 2 SchKG zu 
erlassen. Damit seien Regelungen der Länder, welche die Förderung 
ausschließlich auf ein kombiniertes Beratungsangebot beschränken, 
zwar nicht zwingend vom Bundesgesetzgeber vorgeschrieben, gleichwohl 
aber zulässig. Des Weiteren bestehe ein Förderanspruch nach § 4 Abs. 2 
SchKG nur, wenn die Beratungsstelle sowohl im quantitativen Sinne 
(ausreichendes Angebot) als auch im qualitativen Sinne (Pluralität) er-
forderlich sei. Das Kriterium der Pluralität in § 3 Satz 3 SchKG sei im 
Gegensatz zu der Regelung bei den Konfliktberatungsstellen (§ 8 Satz 1 
SchKG) nur eine Sollvorschrift. Daher seien die Länder zwar in der Regel 
verpflichtet ein plurales Angebot von allgemeinen Beratungsstellen sicher-
zustellen, könnten jedoch in Ausnahmefällen davon absehen. Darüber 
hinaus regele das Schwangerschaftskonfliktgesetz nicht, welcher Bera-
tungsträger welche weltanschauliche Ausrichtung zu vertreten habe. Es 
sei daher auch nicht vorgegeben, dass eine bestimmte Glaubensrichtung 
gerade durch die Amtskirche vertreten werden müsse. Soweit eine Glau-
bensprägung bereits von einer Laienorganisation vertreten sei, könne 
ein Förderanspruch nicht mehr mit dem pluralen Erfordernis begründet 
werden.  

Die Revision führte zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und Zu-
rückverweisung der Sache an das Oberverwaltungsgericht 
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Aus den Gründen: 

[25] Die Revision ist begründet. Das angefochtene Urteil verletzt 
Bundesrecht. Die Auffassung, § 4 Abs. 2 des Gesetzes zur Vermeidung 
und Bewältigung von Schwangerschaftskonflikten (Schwangerschafts-
konfliktgesetz - SchKG) idF vom 21.8.1995 (BGBl. I S. 1050) gewähre 
Schwangerenberatungsstellen nur dann einen Anspruch auf öffentliche 
Förderung, wenn sie nach § 9 SchKG als Schwangerschaftskonfliktbera-
tungsstellen anerkannt seien, geht fehl. Da die tatsächlichen Feststel-
lungen des Berufungsurteils für eine abschließende Entscheidung des 
Rechtsstreits nicht ausreichen, ist die Sache zur anderweitigen Verhand-
lung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.  
[26] 1. Grundlage des klägerischen Begehrens ist § 4 Abs. 2 SchKG. 

Danach haben die zur Sicherstellung eines ausreichenden Angebotes 
nach den §§ 3 und 8 SchKG erforderlichen Beratungsstellen Anspruch 
auf eine angemessene öffentliche Förderung der Personal- und Sachkos-
ten. Diese Bestimmung gibt, wie der Senat in seinem Urteil vom 
3.7.2003 (BVerwG 3 C 26.02 - BVerwGE 117, 289 [291]) festgestellt hat, 
bei Vorliegen ihrer Voraussetzungen einen strikten Rechtsanspruch auf 
öffentliche Förderung. Diese Entscheidung betraf zwar die Förderung 
einer Schwangerschaftskonfliktberatungsstelle. Der eindeutige Wortlaut 
der Bestimmung lässt aber keinen Raum für die Annahme, dass sie etwa 
für einen Teil ihres Anwendungsbereichs die Gewährung von Förderung 
in das Ermessen der Behörden stelle. Soweit die tatbestandlichen Vor-
aussetzungen erfüllt sind, ist vielmehr unmittelbar durch Bundesrecht 
ein Anspruch auf die Förderung begründet. Dieser Anspruch ist nicht 
davon abhängig, ob das jeweilige Land von dem Vorbehalt des § 4 Abs. 3 
SchKG Gebrauch gemacht hat, Näheres durch Landesrecht zu regeln. 
Das Fehlen einer entsprechenden Regelung im Land Niedersachsen ist 
daher insoweit nicht relevant.  
[27] 2. Zu Unrecht meint das Berufungsgericht, der Förderungsan-

spruch einer Beratungsstelle nach § 4 Abs. 2 SchKG sei davon abhängig, 
dass es sich um eine anerkannte Konfliktberatungsstelle handele. Rich-
tig ist allerdings, dass der Wortlaut der Norm im Hinblick auf diese Fra-
ge nicht eindeutig ist. Wenn dort von einem ausreichenden Angebot nach 
den §§ 3 und 8 SchKG die Rede ist, kann damit sowohl die Kumulation 
der in den beiden Vorschriften geregelten Beratungsarten in einer Bera-
tungsstelle als auch ihre jeweils selbständige Berücksichtigungsfähig-
keit gemeint sein.  
[28] Gegen die Auslegung des Berufungsgerichts spricht aber zunächst 

die Systematik des Schwangerschaftskonfliktgesetzes. Dieses sieht für 
die allgemeine Beratung nach § 2 SchKG und die Konfliktberatung nach 
§ 5 SchKG jeweils Beratungsstellen mit unterschiedlichem Profil, unter-
schiedlichen - wenn auch sich teilweise überschneidenden - Aufgaben und 
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unterschiedlichen Zulassungsvoraussetzungen vor. § 2 Abs. 1 SchKG 
räumt jeder Frau und jedem Mann das Recht ein, sich in Fragen der Se-
xualaufklärung, der Verhütung und Familienplanung sowie in allen eine 
Schwangerschaft unmittelbar oder mittelbar berührenden Fragen von 
einer hierfür vorgesehenen Beratungsstelle informieren und beraten zu 
lassen. Der Kreis der Berechtigten ist hiernach umfassend und unab-
hängig vom Vorliegen einer Schwangerschaft. Für die Erfüllung dieser 
Aufgabe ist den Ländern in § 3 Satz 1 SchKG ausdrücklich ein Sicher-
stellungsauftrag erteilt. Die Schwangerschaftskonfliktberatung  nach § 5 
SchKG richtet sich hingegen nur an schwangere Frauen, die die Möglich-
keit einer Abtreibung zumindest in Erwägung ziehen. Inhaltlich umfasst 
die Konfliktberatung nach § 5 Abs. 2 SchKG zwar eine Reihe von Informa-
tionen, die nach § 2 Abs. 2 SchKG auch Gegenstand der allgemeinen Bera-
tung sind. Geprägt ist die Konfliktberatung aber durch den akuten Ent-
scheidungszwang der schwangeren Frau und die sich aus den Grundrech-
ten des im Mutterleib heranwachsenden Menschen ergebende Verpflich-
tung des Staates, durch eine umfassende qualifizierte ermutigende Bera-
tung alles in seinen Kräften Stehende zum Schutz des werdenden mensch-
lichen Lebens zu tun. Zur Gewährleistung dieser Anforderungen verlangt 
§ 8 Satz 2 SchKG für Beratungsstellen, die eine Schwangerschaftskon-
fliktberatung nach den §§ 5 und 6 SchKG durchführen, eine staatliche An-
erkennung. § 9 SchKG stellt für die Erteilung der Anerkennung bestimmte 
Qualitätsstandards auf. Für Inhalt und Ablauf machen die §§ 5, 6 und 7 
SchKG verbindliche Vorgaben, die eine sachgerechte Beratung ermögli-
chen sollen, ohne das Entscheidungsrecht der schwangeren Frau zu beein-
trächtigen oder gar zu hintertreiben. All diesen Bindungen unterliegt die 
Beratungsstelle, die nur die allgemeine Beratung nach § 2 SchKG anbie-
tet, nach Bundesrecht nicht. Dementsprechend ist in § 3 Satz 1 SchKG von 
„Beratungsstellen für die Beratung nach § 2“ die Rede, während § 8 Satz 1 
SchKG eigenständig von Beratungsstellen für die Beratung nach den §§ 5 
und 6 SchKG spricht. Für letztere ist in § 8 Satz 1 SchKG ein selbständi-
ger Sicherstellungsauftrag an die Länder erteilt.  
[29] Das Konzept unterschiedlicher Beratungsarten mit jeweils dafür 

zuständigen Beratungsstellen wird in § 4 Abs. 2 SchKG aufgenommen. 
Wenn dort von der Sicherstellung eines ausreichenden Angebots nach 
den §§ 3 und 8 SchKG erforderlicher Beratungsstellen die Rede ist, muss 
in Rechnung gestellt werden, dass in den im Bezug genannten Vorschrif-
ten jeweils eigenständige Sicherstellungsaufträge erteilt sind. Da die fi-
nanzielle Förderung ein zentrales Element zur Erfüllung des Sicherstel-
lungsauftrages ist, kann dies nur bedeuten, dass der Gesetzgeber der je-
weiligen Kategorie von Beratungsstellen die Förderung unabhängig von-
einander zukommen lassen wollte. Dies kommt auch in § 3 Satz 2 SchKG 
zum Ausdruck. Dort heißt es im Anschluss an die Sicherstellungsver-
pflichtung im Hinblick auf „Beratungsstellen für die Beratung nach § 2“, 



18 Förderung von Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen  

 

dass dabei auch Beratungsstellen freier Träger gefördert werden. Der Ge-
setzgeber spricht mithin ausdrücklich von der Förderung von Beratungs-
stellen für die Beratung nach § 2. Das wäre sinnlos, wenn ohnehin nur an-
erkannte Konfliktberatungsstellen einen Förderungsanspruch hätten.  
[30] Bestätigt wird diese Auslegung durch die Entstehungsgeschichte 

des Gesetzes. Das Schwangeren- und Familienhilfegesetz (SFHG) vom 
27.7.1992 (BGBl. I S. 1398) kannte in seinem § 3 noch nicht die Unter-
scheidung zwischen allgemeinen Beratungsstellen und Schwanger-
schaftskonfliktberatungsstellen. In seinem § 4 Abs. 2 räumte es den zur 
Sicherstellung eines ausreichenden Angebotes im Sinne des § 3 Abs. 1 
erforderlichen Beratungsstellen einen Anspruch auf eine angemessene 
öffentliche Förderung der Personal- und Sachkosten ein. Die Neufassung 
dieser Vorschrift durch das Schwangerschaftskonfliktgesetz wurde so-
wohl in der Begründung zum Gesetzentwurf (BT-Drs 13/285 S. 11) als 
auch im Bericht des zuständigen Bundestagsausschusses (BT-Drs 
13/1850 S. 20) dahin erläutert, durch eine redaktionelle Anpassung wer-
de klargestellt, dass sich die bisherigen Vorschriften über die öffentliche 
Förderung sowohl auf die als Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen 
anerkannten Stellen als auch auf etwaige weitere Beratungsstellen 
erstrecke, die den Beratungsanspruch des § 2 SchKG erfüllen. Der Ge-
setzgeber hat mithin bewusst die Förderung nicht auf anerkannte Kon-
fliktberatungsstellen beschränkt, sondern sie auch den allgemeinen Be-
ratungsstellen nach § 3 SchKG zugesprochen.  
[31] Entscheidendes Gewicht kommt schließlich der Feststellung zu, 

dass auch Sinn und Zweck des Gesetzes für die Einbeziehung allgemei-
ner Beratungsstellen, die keinen Beratungsschein ausstellen und damit 
im Rechtssinne keine Schwangerschaftskonfliktberatung betreiben, in 
die öffentliche Förderung sprechen. Die Förderung von Beratungsstellen 
nach § 4 Abs. 2 SchKG dient der Umsetzung der staatlichen Schutz-
pflicht für das ungeborene Leben. Nach den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts genügt der Staat seiner Schutzpflicht nur dann, wenn er 
sowohl Gefahren für das ungeborene Leben bei einem konkreten 
Schwangerschaftskonflikt entgegentritt als auch denjenigen Gefahren, 
die in den sozialen Lebensverhältnissen der Frau und ihrer Familien be-
gründet liegen und der Bereitschaft der Frau zum Austragen des Kindes 
entgegenstehen können (vgl. BVerfGE 88, 203 [258], LS 9). Letzterem 
Ziel dient die Beratung nach § 2 SchKG, die insbesondere Informationen 
über bestehende familienfördernde Leistungen und Hilfen für Kinder 
und Familien, soziale und wirtschaftliche Hilfen für Schwangere, Hilfen 
bei der Suche nach einem Arbeits- und Ausbildungsplatz sowie die 
Nachbetreuung nach der Geburt des Kindes umfasst (vgl. § 3 Abs. 2 Nrn. 2 
und 4, Abs. 3 SchKG). Darüber hinaus macht schon die Überschrift des 
Gesetzes deutlich, dass es den Schutz des ungeborenen Lebens insbeson-
dere auch durch Vermeidung von Schwangerschaftskonflikten bezweckt. 
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In diesem Rahmen spielt die Beratung in Fragen der Sexualität, der 
Empfängnisverhütung und der Familienplanung eine ebenso wichtige 
Rolle wie die Information über bestehende familienfördernde Leistungen 
und Hilfen für Kinder und Familien einschließlich der besonderen Rech-
te im Arbeitsleben. Beides ist nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SchKG Auf-
gabe der allgemeinen Beratung. Diese Beratung ist hiernach im Schutz-
konzept des Gesetzgebers von großer Bedeutung. Es kann daher nicht 
bezweifelt werden, dass gerade auch die Beratung nach § 2 SchKG, wie 
sie der Kläger durchführt, uneingeschränkt dem Lebensschutz verpflich-
tet ist und dazu Wesentliches beiträgt.  
[32] Dies wird bestätigt durch die Tatsache, dass anerkannte Schwan-

gerschaftskonfliktberatungsstellen die volle Förderung auch für die Be-
ratungstätigkeit erhalten, die sie im Rahmen des § 2 SchKG leisten. Das 
zeigt, dass - auch - diese Tätigkeit dem vom Gesetz verfolgten Zweck des 
Lebensschutzes dient und daher förderungswürdig ist. Ihr Wert wird 
nicht dadurch gemindert, dass Beratungsstellen sich auf diese Beratung 
beschränken und keine Schwangerschaftskonfliktberatung anbieten, die 
den Weg zur straffreien Abtreibung eröffnet.  
[33] Gegenüber diesen Überlegungen vermögen die Gründe, die das 

Berufungsgericht für seine Auslegung anführt, nicht zu überzeugen. Das 
gilt zunächst für den Versorgungsschlüssel des § 4 Abs. 1 Satz 1 SchKG. 
Danach tragen die Länder dafür Sorge, dass den Beratungsstellen nach 
den §§ 3 und 8 SchKG für je 40.000 Einwohner mindestens eine Berate-
rin oder ein Berater vollzeitbeschäftigt oder eine entsprechende Zahl von 
Teilzeitbeschäftigten zur Verfügung steht. Im Hinblick auf diesen Ver-
sorgungsschlüssel bereitet die Einbeziehung von Beratungsstellen, die 
nur die allgemeine Beratung nach § 2 SchKG anbieten, prinzipiell keine 
Schwierigkeiten. Das Gesetz geht ohnehin davon aus, dass in einer Stadt 
oder einer Region Beratungsstellen unterschiedlicher Träger nebenein-
ander bestehen. Anders ließe sich die Möglichkeit, zwischen Beratungs-
stellen unterschiedlicher weltanschaulicher Ausrichtung zu wählen (§ 3 
Satz 3 SchKG), bzw. ein ausreichendes plurales Angebot (§ 8 Abs. 1 Satz 1 
SchKG) nicht verwirklichen. Der Versorgungsschlüssel von einer Voll-
zeitbeschäftigten auf 40.000 Einwohner bildet daher lediglich den Maß-
stab dafür, ob das Land in einem bestimmten - u.a. durch das Merkmal 
der Wohnortnähe geprägten - Bereich seinem Sicherstellungsauftrag ge-
recht geworden ist. Dagegen besagt er nicht, dass jeweils 40.000 Ein-
wohnern eine bestimmte Beratungskraft oder eine bestimmte Bera-
tungsstelle zuzuordnen wäre. Die Einbeziehung der allgemeinen Bera-
tungsstellen ohne Konfliktberatung vergrößert damit das Feld der nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 SchKG zu berücksichtigenden Anbieter.  
[34] Schwierigkeiten könnten lediglich dann entstehen, wenn der tat-

sächliche Bestand an Beratungskräften in einem bestimmten Bereich den 
Versorgungsschlüssel überschreitet. Von Bundesrechts wegen sind die 
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Länder zur Förderung eines solchen überschießenden Angebots nicht ver-
pflichtet. Allerdings haben in einem solchen Fall die Behörden der Länder 
nicht von sich aus das Recht, Auswahlkriterien aufzustellen und einzelne 
Anbieter von der Förderung auszuschließen. Nach § 4 Abs. 3 SchKG ist es 
vielmehr Aufgabe der Landesgesetzgeber, insoweit das Nähere zu bestim-
men und dafür zu sorgen, dass das geförderte Angebot den Prinzipien der 
Wohnortnähe und der weltanschaulichen Vielfalt gerecht wird.  
[35] Ebenso wenig überzeugt das Argument des Berufungsgerichts, 

angesichts des engen Zeitrahmens für eine straffreie Abtreibung sei es 
der Schwangeren nicht zumutbar, nach der Beratungsstelle nach § 3 
SchKG noch eine andere als Konfliktberatungsstelle anerkannte Ein-
richtung aufzusuchen, wenn sie sich während oder nach der allgemeinen 
Beratung zu einem Schwangerschaftsabbruch entschließe. Dabei wird 
übersehen, dass Frauen, die ernsthaft einen Schwangerschaftsabbruch in 
Erwägung ziehen, kaum eine von der katholischen Kirche getragene Bera-
tungsstelle aufsuchen werden, da der Ausstieg der Kirche aus der Kon-
fliktberatung in der Öffentlichkeit allgemein bekannt ist. Außerdem wird 
die Schwangere zu Beginn des Gesprächs entsprechend den Vorgaben der 
authentischen Interpretation zu den bischöflichen Beratungsrichtlinien 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Beratungsstellen wie die des Klä-
gers keinen Beratungsschein ausstellen. Wer unter diesen Umständen die 
Beratung in Anspruch nimmt, weiß, worauf er sich einlässt. Zieht die 
Schwangere später eine Abtreibung doch in Erwägung, so ist sie in zeit-
licher Hinsicht keinem anderen Druck ausgesetzt als jede andere Frau, die 
zunächst eine solche Möglichkeit nicht ins Auge fasst und erst einige Zeit 
verstreichen lässt, bevor sie die Konfliktberatung in Anspruch nimmt.  
[36] 3. Das Berufungsgericht hat einen Anspruch des Klägers auf För-

derung auch deshalb verneint, weil er keine Beratungsstelle nach § 3 
SchKG betreibe; in der Beratungsstelle des Klägers werde nicht das volle 
in § 2 SchKG vorgesehene Beratungsprogramm angeboten. Auch mit 
dieser Begründung kann das angefochtene Urteil keinen Bestand haben.  
[37] Das Berufungsgericht meint, die in § 2 Abs. 1 SchKG vorgeschrie-

bene Beratung in „allen eine Schwangerschaft unmittelbar oder mittel-
bar berührenden Fragen“ setze voraus, dass eine ratsuchende Frau auf 
das Bestehen einer zusätzlichen Schwangerschaftskonfliktberatungsstel-
le ausdrücklich hingewiesen werde. Ein derartiger Hinweis sei bei dem 
Kläger nicht gesichert. Die Formulierung der authentischen Interpreta-
tion der bischöflichen Beratungsrichtlinien, eine entsprechende Informa-
tion vor der Beratung sei „nicht ausgeschlossen“, zeige, dass nicht mit 
Gewissheit in allen Beratungsstellen ein derartiger Hinweis auch erfol-
gen müsse. Es ist nicht ohne weiteres erkennbar, welches Defizit das Be-
rufungsgericht dem Kläger damit konkret zur Last legt. Sollte mit dem 
verlangten Hinweis auf das „Bestehen einer zusätzlichen Schwanger-
schaftskonfliktberatungsstelle“ die Information gemeint sein, dass es 
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Beratungsstellen gibt, die - anders als der Kläger - die Beratungsbeschei-
nigung ausstellen, so ginge das Urteil offenkundig an den Vorgaben der 
authentischen Interpretation vorbei. Wenn es dort heißt, am Beginn je-
der Beratung müsse die hilfesuchende Frau darauf hingewiesen werden, 
dass die katholischen Schwangerschaftsberatungsstelle keine Bescheini-
gung nach § 7 SchKG ausstelle, so beinhaltet dies im Umkehrschluss zwin-
gend die Aussage, dass es andere Stellen gibt, die die für den Schwanger-
schaftsabbruch erforderliche Beratungsbescheinigung erteilen.  
[38] Dem Berufungsgericht kann aber auch dann nicht gefolgt wer-

den, wenn seine Ausführungen dahin zu verstehen sein sollten, dass 
die Beratungsstelle in jedem Falle Hinweise auf konkrete in Betracht 
kommende Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen geben müsse. 
Die Forderung des Berufungsgerichts, in allen Beratungsstellen müsse 
mit Gewissheit ein derartiger Hinweis erfolgen, überspannt in mehrfa-
cher Hinsicht die aus § 2 Abs. 1 SchKG sich ergebenden Anforderungen.  
[39] Dies liegt auf der Hand, soweit die Förderung des Klägers davon 

abhängen soll, dass die Hinweispflicht in allen (katholischen) Bera-
tungsstellen gleichermaßen erfüllt wird. Ob der Kläger eine Beratungs-
stelle nach § 3 SchKG betreibt, hängt vom Beratungsangebot dieser Ein-
richtung und nicht von dem Verhalten anderer Einrichtungen in katho-
lischer Trägerschaft ab. Die authentische Interpretation der bischöfli-
chen Beratungsrichtlinien bietet für die generalisierende Sicht des Beru-
fungsgerichts schon deshalb keine Grundlage, weil sie Informationen 
über andere Beratungsstellen, die Schwangerschaftskonfliktberatung 
durchführen, ausdrücklich zulässt.  
[40] Fehlerhaft ist aber auch die Forderung des Berufungsgerichts, die 

Beratungsstelle des Klägers müsse auf Konfliktberatungsstellen „hin-
weisen“. Ein Hinweis ist begrifflich eine nicht erfragte Erklärung. Der 
Hinweisende tut etwas kund ohne Rücksicht darauf, ob der Adressat 
dies wissen will oder nicht. Demgegenüber räumt § 2 Abs. 1 SchKG 
Männern und Frauen das Recht ein, sich „in Fragen“ der dort genannten 
Bereiche informieren und beraten zu lassen. Die Informationspflicht der 
Beratungsstelle korrespondiert danach mit dem Beratungsbedarf des 
Hilfesuchenden, mit den sich für ihn stellenden Fragen. Zwar ist dem 
Berufungsgericht darin zuzustimmen, dass auch die Frage, wo eine 
Schwangerschaftskonfliktberatungsstelle zu finden ist, zu den in § 2 
Abs. 1 SchKG angesprochenen eine Schwangerschaft unmittelbar oder 
mittelbar berührenden Fragen gehört. Gerade unter den bereits erwähn-
ten Besonderheiten von Schwangerenberatungsstellen in katholischer 
Trägerschaft braucht diese Frage aber nur beantwortet zu werden, wenn 
sie gestellt wird. Für diejenigen, die eine solche Beratungsstelle aufsu-
chen, ist die Schwangerschaftsunterbrechung im Regelfall keine ernst-
hafte Option. Diesen Hilfesuchenden gleichwohl die Mitteilung aufzu-
drängen, wo sie gegebenenfalls einen Beratungsschein erhalten können, 
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würde von vielen als Beleidigung empfunden. Nur dann, wenn eine 
Schwangere auf den obligatorischen Hinweis, dass in Einrichtungen des 
Klägers kein Beratungsschein ausgestellt wird, nach in Betracht kom-
menden Konfliktberatungsstellen fragt, ergibt sich ein entsprechender 
Auskunftsbedarf. Das Berufungsurteil bietet keinen Anhaltspunkt für 
die Annahme, dass in der Beratungsstelle des Klägers auf Anfrage die 
entsprechenden Auskünfte nicht erteilt würden. In der mündlichen Ver-
handlung vor dem Senat haben die Vertreter des Klägers ebenso wie die 
Kläger der zugleich verhandelten Parallelverfahren unwidersprochen 
erklärt, es sei selbstverständlich, dass der Schwangeren auf Wunsch 
entsprechende Auskünfte erteilt würden.  
[41] Die Beklagte hat dem Kläger die Erfüllung der Beratungspflich-

ten nach § 2 SchKG auch deshalb abgesprochen, weil er keine Aus-
künfte darüber gebe, welche Ärzte und Krankenhäuser Abtreibungen 
durchführten. Das ist schon deshalb ungerechtfertigt, weil diese Frage 
unmittelbar in den Kontext des akuten Schwangerschaftskonflikts ge-
hört und damit der speziell darauf bezogenen Schwangerschaftskon-
fliktberatung zugeordnet ist. Sie gehört nicht zum Beratungsangebot 
nach § 2 SchKG.  
[42] 4. Der Revision kann nicht deshalb der Erfolg versagt werden, 

weil sich das angefochtene Urteil aus anderen Gründen als richtig er-
wiese (§ 144 Abs. 4 VwGO). Die von der Beklagten in den angefochtenen 
Bescheiden und im Rechtsstreit vorgetragenen weiteren Gründe für die 
Verneinung des klägerischen Anspruchs greifen nicht durch.  
[43] 4.1 Die Beklagte hat die Erforderlichkeit der klägerischen Bera-

tungsstelle mit der Begründung verneint, der entsprechende Beratungs-
bedarf sei bereits durch die vom Land Niedersachsen geförderten Bera-
tungsstellen des Vereins Donum Vitae gedeckt und damit der Sicherstel-
lungsauftrag des Landes erfüllt. Dies verletzt das Gebot des § 3 Satz 3 
SchKG, dass die Ratsuchenden zwischen Beratungsstellen unterschiedli-
cher weltanschaulicher Ausrichtung auswählen können. Im Sinne dieser 
Vorschrift haben die von der katholischen Kirche getragenen Beratungs-
stellen und der Verein Donum Vitae nicht dieselbe weltanschauliche 
Ausrichtung. Zwar ist der Verein 1999 von Katholiken gegründet wor-
den. Er setzt sich wie die katholische Kirche vorbehaltlos für den Schutz 
des ungeborenen Lebens ein. Im Gegensatz zur Amtskirche sieht er aber 
die Teilnahme an der Schwangerschaftskonfliktberatung einschließlich 
der Ausstellung des Beratungsscheins als einen wichtigen und erfolgver-
sprechenden Weg des Lebensschutzes an. Er ist gegründet worden als 
Reaktion auf den Ausstieg der katholischen Kirche aus der Schwanger-
schaftskonfliktberatung. Zwischen der Kirche und dem Verein Donum 
Vitae besteht daher ein tiefgreifender Dissens darüber, wie der Schutz 
des ungeborenen Lebens auf der Grundlage des katholischen Glaubens 
zu verwirklichen ist. Das schließt es aus, die jeweiligen Beratungsstellen 
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im Rahmen des § 3 Satz 3 SchKG als gleichgerichtet zu behandeln und 
sie gegeneinander auszuspielen.  
[44] 4.2 Es gibt keinen Anhaltspunkt dafür, dass der Versorgungs-

schlüssel des § 4 Abs. 1 Satz 1 SchKG im Land Niedersachsen oder auch 
in der hier betroffenen Region ausgeschöpft sein könnte und dass des-
halb die Erforderlichkeit der klägerischen Beratungsstelle nach § 4 Abs. 2 
SchKG zu verneinen wäre. Im Übrigen fehlt, wie ausgeführt, ein Lan-
desgesetz, das für diesen Fall die Kriterien für die Auswahl zwischen 
den konkurrierenden Beratungsstellen festlegen würde. Solange dieser 
Zustand andauert, muss das Land gegebenenfalls auch für ein den Ver-
sorgungsschlüssel überschreitendes Beratungsangebot einstehen, denn 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 SchKG bezeichnet die Bereitstellung von einer Vollzeit-
kraft für 40.000 Einwohner ausdrücklich als Mindestausstattung.  
[45] 5. Das Klagebegehren erweist sich auch nicht insoweit als abwei-

sungsreif, als der Kläger eine Förderung in Höhe von 80 % der Personal- 
und Sachkosten seiner Beratungsstelle begehrt. Denn § 4 Abs. 2 SchKG 
gewährt einen Anspruch auf eine angemessene öffentliche Förderung der 
Personal- und Sachkosten. Im Urteil vom 3.7.2003 (BVerwG 3 C 26.02 - 
aaO) hat der Senat ausgesprochen, dass eine angemessene Förderung 
für anerkannte Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen 80 % der not-
wendigen Personal- und Sachkosten der Beratungsstelle decken muss. 
Dieser Fördersatz muss auch für allgemeine Schwangerenberatungsstel-
len nach § 3 SchKG als angemessen betrachtet werden. Das ergibt sich 
aus folgenden Überlegungen:  
[46] Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass anerkannte Konflikt-

beratungsstellen den vollen Fördersatz auch für ihre Tätigkeit auf dem 
Gebiet der allgemeinen Beratung nach § 2 SchKG erhalten. Es gibt aber 
keinen Grund, der es rechtfertigen könnte, dieselbe Tätigkeit unter-
schiedlich im Hinblick darauf zu fördern, ob die Beratungsstelle zusätzlich 
eine weitere ihrerseits förderungsfähige Aufgabe wahrnimmt oder nicht.  
[47] Ein solcher Grund kann insbesondere nicht darin gesehen werden, 

dass die Konfliktberatung nach § 6 Abs. 4 SchKG unentgeltlich ist. Zwar 
gibt es für die allgemeine Beratung eine entsprechende Vorschrift nicht. 
Dies gilt aber gleichermaßen für die allgemeine Beratung durch die Kon-
fliktberatungsstelle wie durch die allgemeine Beratungsstelle. Der Hin-
weis, dass die allgemeine Beratungsstelle für ihre Beratung ein Entgelt 
verlangen könnte, träfe mithin ebenso auf die Konfliktberatungsstelle zu.  
[48] Ebenso geht der Hinweis fehl, dass Konfliktberatungsstellen 

durch die strengen Anforderungen an Ausstattung und Verfahren kos-
tenaufwendiger seien als allgemeine Beratungsstellen, die entsprechen-
den Anforderungen nicht unterliegen. Bei einer prozentualen Bestim-
mung des Fördersatzes führt eine Reduzierung der Kostenlast automa-
tisch zu einer Verringerung der Fördersumme. Damit wird der unter-
schiedlichen Kostenbelastung von allgemeinen Beratungsstellen und 
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Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen Rechnung getragen. Für eine 
zusätzliche Reduzierung durch Herabsetzung des Fördersatzes gibt es 
keine Rechtfertigung.  
[49] 6. Gleichwohl sieht sich der Senat zu einer abschließenden Ent-

scheidung in der Sache zugunsten des Klägers nicht in der Lage. Zwar 
ist nicht zu erkennen, woran der geltend gemachte Anspruch angesichts 
der vorstehenden Ausführungen dem Grunde nach scheitern könnte. Die 
Feststellungen des Berufungsgerichts geben aber keine Grundlage für 
eine Beurteilung der Höhe des geltend gemachten Anspruchs. Der Klä-
ger hat eine Aufstellung der entstandenen Personal- und Sachkosten in 
der erstinstanzlichen mündlichen Verhandlung vorgelegt. Eine Erörte-
rung hierzu hat weder zwischen den Beteiligten noch im angefochtenen 
Urteil stattgefunden. Damit ist die Frage, ob die geltend gemachten Kos-
ten tatsächlich entstanden sind, ebenso offen wie die weitere Frage, ob 
es sich um notwendige Kosten der Beratungsstelle handelt. Die Sache ist 
daher an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, um die insoweit 
notwendigen Klärungen herbeizuführen.  

4 

1. Auch Beratungsstellen, die die allgemeine Beratung nach § 2 
des Schwangerschaftskonfliktgesetzes (SchKG) erbringen, ohne 
sich an der Schwangerschaftskonfliktberatung zu beteiligen und 
den Beratungsschein auszustellen, haben Anspruch auf öffentliche 
Förderung nach § 4 Abs. 2 SchKG. 
2. Der Fördersatz beträgt wie bei Konfliktberatungsstellen 80 % 

der notwendigen Personal- und Sachkosten. 
3. Geht das in den Beratungsstellen nach §§ 3 und 8 SchKG tätige 

Personal über den Versorgungsschlüssel des § 4 Abs. 1 Satz 1 
SchKG hinaus, so rechtfertigt dies nur die Ablehnung der Förde-
rung wegen fehlender Erforderlichkeit, wenn der Landesgesetzge-
ber die Kriterien für die Auswahl unter den Beratungsstellen fest-
gelegt hat. 

BVerwG, Urteil vom 15. Juli 2004 - 3 C 12/041 - 

                                                           
1 Amtl. Leitsätze. Unter denselben amtl. Leitsätzen hat das BVerwG durch Ur-

teil vom 15.7.2004 (3 C 48/03, KirchE 46, 12) der Revision gegen das klageabwei-
sende Urteil des OVG Niedersachsen vom 30.10.2003 (KirchE 44, 274) stattgege-
ben und die Sache zur erneuten Verhandlung u. Entscheidung an das OVG zurück-
verwiesen. Das Verfahren wurde unter 11 LC 307/04 Nieders. OVG fortgeführt und 
endete durch Prozessvergleich am 23.11.2005. Wegen der unterschiedlichen Pro-
zessgeschichte u. Quellenlage werden hier beide BVerwG-Urteile veröffentlicht. 


